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Nachunternehmererklärung

der Firma 

für das Bauvorhaben 

Das Arbeitnehmerentsendegesetz (AEntG) in der Fassung vom 01.01.1999 erweitert die Haftung des Hauptunternehmers. Dieser haftet demnach wie ein Bürge - ohne die Einrede der Vorausklage - für beauftragte Nachunternehmer, sowie wiederum deren Nachunternehmer bzw. eines von diesem Nachunternehmer beauftragten Verleihers, wenn diese das tarifliche Mindestentgelt nicht zahlen bzw. gegen die Regelungen über den Erholungsurlaub usw. verstoßen. Zur Absicherung dieses Risikos gibt der NU folgende Versicherungen ab und verpflichtet sich wie folgt:

1.
Betriebsstätte

Der NU versichert, daß

(   )
der Betriebssitz seines Unternehmens in einem EU-Staat befindlich ist, nämlich in
(   )
sich der Betriebssitz in einem anderem Staat befindet, nämlich in 
(   )
er einen Betriebssitz in Deutschland hat, nämlich in

(   )
er ein Gewerbe angemeldet hat in der Bundesrepublik Deutschland bei

(   )
er in die Handwerksrolle eingetragen ist bei


für das Gewerk

2.
Arbeitnehmereinsatz

Der NU versichert, dass er auf der vertragsgegenständlichen Baustelle/den vertragsgegenständlichen Baustellen, Arbeitnehmer beschäftigt, die

(   )
ausschließlich die Staatsangehörigkeit eines Landes der Europäischen Union (EU) oder die Staatsangehörigkeit der Länder Island, Liechtenstein oder Norwegen besitzen und deshalb keine Arbeitserlaubnis benötigen, 

(   )
soweit sie aus anderen Ländern (Drittstaaten) kommen, im Besitz einer gültigen Arbeits​erlaubnis sind.

Der NU versichert, dass alle von ihm eingesetzten Arbeitnehmer ordnungsgemäß sozialversichert sind.

Der NU versichert, dass er die in Deutschland gültigen Rechtsvorschriften, insbesondere das Schwarzarbeitsgesetz, das Arbeitnehmerüberlassungsgesetz und das Arbeitnehmerentsendegesetz (AEntG) beachtet.

Der NU wird die Regelungen des Bundesrahmentarifvertrages für das Baugewerbe in der jeweils gültigen Fas​sung und des Tarifvertrags zur Regelung der Mindestlöhne im Baugewerbe und zur Zahlung der dort festgeleg​ten Mindestlöhne in der jeweils gültigen Fassung beachten. Unterschiedliche Regelungen in den Bundesländern Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen sind beachtet.

3.
Übergabe von Nachweisen, Kontrollrecht des AG

Der NU verpflichtet sich, vor Arbeitsaufnahme auf der Baustelle dem AG eine Liste aller Arbeitnehmer, die voraussichtlich dort beschäftigt werden, einzureichen. Diese Aufstellung muss die Beitragskontonummer, die Krankenkasse, Namen und Vornamen sowie das Geburtsdatum der Arbeitnehmer enthalten. Eine Nachmeldung ist unverzüglich vorzunehmen.

Bei Arbeitsaufnahme müssen von den einzelnen Arbeitnehmer des NU ohne spezielle Aufforderung des AG Arbeitserlaubnis/-genehmigung bzw. der Sozialversicherungsnachweis bzw. für Arbeitnehmer aus EU-Staaten der Entsendenachweis Nr. E 101 vorgelegt werden.  Können Arbeitnehmer diese Unterlagen nicht vorlegen, so dürfen diese Arbeitnehmer nicht auf der Baustelle beschäftigt werden.

Der AG ist berechtigt, regelmäßig Kotrollen durchzuführen, um zu überprüfen, ob vom NU die Vorschriften der Bundesanstalt für Arbeit und die in Deutschland geltenden gesetzlichen Bestimmungen eingehalten werden. Wird festgestellt, dass der Arbeitnehmer des NU oder seiner eventuellen Nachunternehmer usw. ohne bzw. mit ungültigen Arbeitspapieren eingesetzt sind, so werden diese Arbeitnehmer von der Baustelle verwiesen. Alle in diesem Zusammenhang anfallende Kosten sind vom NU zu tragen. Der AG ist berechtigt, bei einem solchen Verstoß gegen die gesetzlichen Verpflichtungen das Auftragsverhältnis fristlos (§ 8 Abs. 3 VOB/B) zu kündigen.

Auf Verlangen hat der NU bei Zuschlagserteilung dem AG einen “Kontrollbericht über die Prüfung der Ar​beitspapiere aller Arbeitnehmer" auszuhändigen.

4.
Ausweisung der Mitarbeiter

Der NU hat dafür Sorge zu tragen, dass seine auf der Baustelle eingesetzten Mitarbeiter den Sozialversicherungsnachweis bzw. den Sozialversicherungsausweis sowie einen Personalausweis oder ein vergleichbares Dokument mit Lichtbild bei sich führen. Der AG wird die Ausweise - auch stichprobenweise - unmittelbar bei den Beschäftigten kontrollieren, wozu er ausdrücklich ermächtigt wird. Nach Aufforderung ist der NU auch verpflichtet, die Ausweise einzusammeln und dem AG zwecks Kontrolle über die Einhaltung der gesetzlichen Regelung vorzulegen.

5.
Ausländischer NU

(   )
Der ausländische NU wird in seinen Rechnungen keine deutsche Mehrwertsteuer ausweisen. Es wird in diesem Fall die Anwendung der 0-Regelung nach § 52 Abs. 2 UStDV zwischen den Parteien vereinbart.

(   )
Der ausländische NU wird die deutsche Mehrwertsteuer in seinen Rechnungen ausweisen. Es wird in diesem Fall das Abzugsverfahren nach § 51 Abs. 1 UStDV zwischen den Parteien vereinbart.

(   )
Der ausländische NU hat eine Bescheinigung des Finanzamtes __________ vorgelegt bzw. wird sie bis zum __________ vorlegen, aus der sich ergibt, dass er ein in Deutschland ansässiges Unternehmen im umsatzsteuerlichen Sinne ist.

(   )
Der ausländische NU wird in Deutschland unter der Steuernummer __________ 
beim Finanzamt __________ geführt.

(   )
Der ausländische NU hat in seinem EU-Wohnsitzstaat __________ die 
Umsatzsteuerident-Nummer ______________________.

(   )
Der ausländische NU wird die von ihm in seinen Rechnungen an den AG ausgewiesene deutsche Mehr​wertsteuer unmittelbar an das Finanzamt anmelden und abführen, bei dem er in Deutschland gemeldet ist. In diesem Fall vereinbaren die Parteien, dass das Abzugsverfahren nach § 51 Abs. 1 UStDV vom NU nicht angewendet wird.

6.
Zustellungsbevollmächtigter
Der ausländische NU, der keinen Betriebssitz in Deutschland hat, benennt für Deutschland als Zustellungsbe​vollmächtigten:

_________________________________________________________________________
7.
Ausländische Mitarbeiter aus mittel- und osteuropäischen Staaten

Der NU versichert, dass er seinen zur Durchführung des Auftrages eingesetzten Arbeitnehmern während des Baustelleneinsatzes Löhne zahlt, die mit den deutschen Tariflöhnen vergleichbar sind und seinen Arbeitnehmern auch im übrigen deutsche Tarifbestimmungen (z. B. Auslösungen) zugesteht.

Der NU verpflichtet sich, die Lohnnachweise - auch über Lohnanteile, die im Ausland gezahlt werden - am Arbeitsort (Baustelle) zur Verfügung zu halten.

Dem NU ist bekannt, dass ihm der Auftrag nur unter der Bedingung erteilt wird, daß das zuständige Arbeitsamt keine Bedenken gegen den Vertrag hat und den Werkvertragsarbeitnehmern die erforderlichen Arbeitserlaub​nisse erteilt.

8.
Kontrolle zu § 1 a AEntG

Zur Kontrolle durch den AG betreffend der Einhaltung des § 1 a AEntG

-
übergibt der NU die Betriebs-Nummer bei der Zusatzversorgungskasse, sie lautet:
________________________
-
ermächtigt der NU den AG, sich von eingesetzten Arbeitern den Erhalt des Mindestlohns bestätigen zu lassen.

9.
Freistellung

Dem NU ist bekannt, dass Verstöße gegen das AEntG mit empfindlichen Geldbußen geahndet werden und dass auch der Ausschluss von Vergabe Folge sein kann. Alle dem AG aus Verstößen des NU und seiner Subunternehmer auferlegten Geldbußen und sonstigen Kosten - auch Schäden - hat der NU dem AG zu erstatten, dieser ist zur Verrechnung mit Werklohn berechtigt.

Werden vom AG Geldstrafen verlangt oder treten Kosten auf aufgrund anderer Vergeben, weil der NU und/oder seine eventuellen Subunternehmer sich nicht an die Auflagen der Bundesanstalt für Arbeit bzw. an die in Deutschland geltenden gesetzlichen Bestimmungen halten, so wird der NU alle vom AG verlangten Geldstrafen bzw. Kosten erstatten, der AG ist zur Verrechnung mit Werklohn berechtigt.

10.
Fristlose Kündigung

Sollte vom NU bzw. seinen Subunternehmern gegen die Vorschriften der Bundesanstalt für Arbeit und die gesetzlichen Bestimmungen der Bundesrepublik Deutschland verstoßen werden, so ist der AG berechtigt, den Vertrag fristlos zu kündigen (§ 8 Abs. 3 VOB/B) und den gesamt entstandenen Schaden gegenüber dem NU gel​tend zu machen. Einer vorherigen Abmahnung oder Fristsetzung bedarf es nicht.

11.
Vertragsstrafe

Sollte bei einer Außenprüfung durch eine zuständige Stelle auf der/den Baustellen ein Verstoß gegen die Be​stimmungen des Schwarzarbeitsgesetzes, des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes oder des Arbeitnehmerentsen​degesetzes durch den NU festgestellt werden, gilt eine Vertragsstrafe von 1.500,00 €  pro Einzelverstoß als vereinbart, der AG ist berechtigt, mit Werklohn zu verrechnen.

Der AG ist gleichfalls berechtigt, vorhandene Sicherheiten (Bürgschaften) in Anspruch zu nehmen. Die Ver​tragsstrafe wird auf einen aus dem gleichen Rechtsgrund resultierenden Schadensersatzanspruch des AG ange​rechnet.
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